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An die Gemeindebürger 
von Obertrum am See! 

Der FPö-Gemeindefraktion bleibt es 
vorbehalten, der Bevölkerung Frag­
mente aus dem Rechnungshofbericht 
bekannt zu geben, bevor sich die 
zuständigen Organe damit befaßt 
haben. Es wird noch festzustellen 
sein, ob sich nicht dadurch eine die 
»Sauberkeit« betonende Partei, einen 
Rechtsbruch zuschulden kommen ließ. 
Abgesehen davon ist es unverständ­
lich, daß die eigenen Gemeindevertre­
ter (sicher nicht zum Nutzen der 
Gemeinde Obertrum am See) dieses 
zum Politikum gewordene Problem 
hochspielen. Es ist mir nicht bekannt, 
daß bei ähnlich gelagerten Fällen, wo 
durch die Kontrollberichte ungefähr 
dieselben Dinge kritisiert wurden, 
eigene Gemeindevertreter am Breit­
treten dieser Probleme beteiligt waren. 
Mein Bestreben ist es und unser aller 
Bestreben müßte es sein, soviel Hilfe 
als nur möglich zu erlangen und nicht 
selber die Zuwendungen zu erschwe­

ren. 

Zur Sache: 

Gründung des Reinhalteverbandes 
Trumer Seen 

Entgegen der Meinung des Rech­
nungshofes vertritt die zuständige 
Aufsichtsbehörde die Ansicht, daß sich 

der Verband sehr wohl konstituiert hat. 
Damit sind alle Spekulationen, die sich 
daran knüpfen, bedeutungslos. 

Personalwesen 

Im Interesse einer sparsamen Verw -
tung wurde bewußt auf die Anstell . ., 
von Bediensteten verzichtet. Nach Ir', 

Meinung des Rechnungshofes wär&L 
ein Personalstand einzurichten, der 
jährlich Verwaltungskosten von 
S 800.000,- verschlingen würde. 
Tatsächlich wurden jährlich zwischen 
S 20.000,- bis S 40.000,- für Verwal­
tungskosten aufgewendet. 

Es ist mir unverständlich, daß sogar 
eine auf äußerste Sparsamkeit be­
dachte Maßnahme einer polemischen 
Kritik unterzogen wird. 

CC 
Geschäftsführer 

Fest steht, daß dem Geschäftsfühi«.) 
für die jahrelangen Leistungen letzt­
endlich ein Stundenlohn von S 43,­
NETTO übriggeblieben ist. Es erhebt 
sich die Frage, wer bereit ist, für die­

sen Lohn so viele Jahre eine derartige 
Leistung zu erbringen. Außerdem ist 

es unverständlich, daß Gemeindever­
treter einen hochverdienten Gemein­
desekretär derartig diffamieren. 
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DR. HANS KATSCHTHALER 
LANDESHAUPTMANNSTELLVERTRETER 

5010 SALZBURG, 
MOZARTPLATZI0 
TEL.: (0 62 22) 414 23 

Liebe Parteifreunde im Flachgau! 

Ich gestatte mir, Ihnen die von der Bundes­
parteileitung herausgegebene Kurzfassung 
des Grundsatzprogrammes der Österreichi­
schen Volkspartei ( Salzburger Grundsatz­
programm 197 2) zu übermitteln. Dieses 
Grundsatzprogramm, das von uns sehr ge­
wissenhaft erarbeitet wurde, hat weit über 
Österreichs Grenzen hinaus Beachtung und 
Wertschätzung erfahren. Es ist aber leider 
in den eigenen Reihen eher weniger be­

kannt. Da sich unser politisches RandeLi immer wieder vor dem Hinter­
grun~ unserer grundsätz_~chen_ weltanschauli~hen Auffassung ab~pie_lt und 
letzthch nur daraus erklarbar 1st, sollten auf Jeden Fa!J unsere M1tgheder 
darüber in ausreichendem Maße Bescheid wissen. 
Ich bitte Sie daher höflich, diese Broschüre aufmerksam durchzusehen 
und ich bin davon überzeugt, daß Sie daraus Nutzen und besseres Ver­
ständnis für unsere politische Arbeit und für unsere grundsätzlichen Ziel­
setzungen gewinnen können. 
Die Broschüre ergeht an alle 19.400 Mitglieder im Flachgau ohne Doppel­
mitgliedschaft. Es mag durchaus vorkommen, daß mehrere Broschüren 
in den selben Haushalt gelangen. Ich bitte dies nicht als Verschwendung 
aufzufassen. Die Adressen einer so großen Aussendung werden ni.aschi­
nell ausgedruckt, sodaß es'zu Doppelaussendungen kommen kann. Eine 
händische Aussortierung hätte einen so hohen Zeit- und Arbeitsaufwand 
zur Folge, der weit über den Kosten möglicher Doppelaussendungen liegt. 
Es ist auch möglich, daß neue Mitglieder zwei Exemplare bekommen, weil 
Ihnen anläßlich des Beitrittes zu unserer Gesinnungsgemeinschaft bereits 
eine Broschüre zugegegangen ist. Sollten bei Ihnen melirere Exemplare ein­
langen, bitte ich Sie, die überzähligen an interessierte Personen außerha lb 
unseres Mitgliederkreises weiterzugeben. 
Fern~r darf ich Sie höflich bitten, mit beigelegtem Erl<!gschein eine kleine 
Spende zu entrichten, damit die recht erheblicl,en Versandspesen unsere 
Bezirkskasse nicht allzusehr belasten. 



Der Flachgau weist auf Grund der letzten Volkszählung nahezu 100.000 
Einwohner auf, sodaß aller Wahrscheinlichkeit nach ein zusätzliches 
Landtagsmandat von den Gebirgsgauen in den Flachgau wandern wird. 
Mit anderen Worten bedeutet dies daß bei der nächsten Landtagswahl ge­
rade der Flachgau im Mittelpunkt der politischen Werbung steht. Die 
starke Position der Österreichischen Volkspartei in unserem Gau soll nicht 
nur erhalten, sondern sie muß verstärkt werden, damit wir uns als führen-
de Kraft iin Lande behaupten können. Ich bitte Sie daher bereits jetzt,alle 
Anstrengungen zur Erreichung dieses Zieles zu unternehmen und politi- (Ö 
sehe Gespräche für unsere Gesinnungsgemeinschaft i.u führen. Gerade die ' · 
Vorkommnisse in jüngster _Zeit zeigen wieder sehr deutlich, daß die Pali- ,,. . 
tik der sozialistischen Bundesregierung keinesfalls geeignet ist, die Prahle- · ( 
me Österreichs und mithin auch die Salzburgs zweckdienlich und ziel. 
führend zu lösen. 
Mit unserem Bundesparteiobmann Dr. Alois MOCK stimmen wir alle in der 
Auffassung überein, daß die Bundesrepublilc Österreich eine andere Politik 
braucht. Die Ziele unserer Politik wurden mittlerweile bereits über unsere 
Schwerpunktarbeit in den Bereichen Schule u11d Familie, Energie und Um­
welt, Demokratie und Kontrolle sowie Wirtschaft eindeutig formuliert. 
Ich verweise insbesondere auf das Mock-Programm "So sichern wir die 
Arbeitsplätze". 

Abschließend darf ich der Hoffnung Ausdruck verleih.eo, daß es uns in ge­
meinsamer Anstrengung gelingen möge, unsere politischen Ziele zu ver­
wirklichen. Dies können wir umso eher erreichen, je besser jedes einzelne 
Mitglied unserer Gesinnurigsgemeinschaft das Grundsatzprogramm kennt ( 
und unsere politischen Vorstellungen zu den verschiedenen Sachfragen ver­
breitet. 

( ( 1, 
Liebe Parteifreunde, ich bitte Euch um Eure verläßliche Mitarbeit! 

Mit herzlichen Grüßen und allen guten Wünschen 

r-x.Uf' ~~4„ 
Bezirksparteiobmann 
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Unser Sahllurger Grundsatzprogramm -im Alltag 



Das sind die sieben Grundsätze der Österreichischen Volks­

partei: 

1. Ziel unserer Politik ist der selbständige Mensch und sein sinn­

erfülltes Leben. Der Mensch trägt persönliche Verantwortung 

für sich und die Gemeinschaft. 

2. Frei und selbständig können wir nur sein, wenn wir Wahlmög­

lichkeiten haben. 
Wir wollen den freien und verantwortungsbewußten Men- (

1 
sehen. Freiheit und Verantwortung gehören zusammen. 1 

3. Wir bekennen uns zur Gleichheit der Würde und der Rechte 

aller Menschen. Gerechtigkeit gibt es nur, wenn wir anerken­

nen, daß die Menschen verschiedene Neigungen und Fähig­

keiten haben. 

4. Die Leistung jedes Menschen muß belohnt werden. Sonst 

gibt es keine Weiterentwicklung. 

5. Wir wollen die Partnerschaft in allen Bereichen des Lebens. 

Unter Partnerschaft verstehen wir das Miteinander gleichbe­

rechtigter, selbständiger Menschen. 

\ 

6. Wir treten für eine sinnvolle Aufgabenteilung zwischen dem ~ 

einzelnen, der Familie, der kleineren Gemeinschaft und dem 

Staat ein. Vieles kann die kleine Einheit am besten bewälti- 1 
gen. Dort wo sie Unterstützung braucht, soll die Gemein- { 

schaft helfen. 

7. Wir wollen mehr Mitbestimmung. Mehr Menschen sollen mit­

reden, mitentscheiden und mitverantworten können. 

Nach diesen Grundsätzen wollen wir unsere Politik für Öster­

reich gestalten. Wir sind überzeugt, daß wir mit ihnen die 

Aufgaben der Zukunft erfolgreich bewältigen. 



Der selbständige Mensch in der Gemeinschaft 

Unser Salzburger Grundsatzprogramm - im Alltag 

Seit 1972 hat unser Salzburger Programm unveränderte Gül­
tigkeit. Dennoch sind seither immer wieder Stimmen laut 
geworden, die eine Erläuterung dieses Programms mit kon­
kreten Beispielen aus der täglichen Praxis verlangen. Beson­
ders in der Erneuerungsdiskussion wurde von unseren Mit­
gliedern gefordert, daß aus unserer täglichen politischen 
Arbeit unsere Grundsätze stärker herausleuchten. 

Diesem Wunsch entsprechend, haben wir zum Parteitag in 
Salzburg im März 1980 den ersten Entwurf einer Broschüre 
zum Salzburger Programm vorgelegt. Sie war innerhalb 
weniger Wochen vergriffen. Gleichzeitig entspann sich eine 
rege Diskussion, es gab Zustimmung und Kritik. Alle Stel­
lungnahmen haben wir - soweit wie irgendwie möglich -
berücksichtigt und in diese zweite Auflage eingearbeitet. 

Jeder Mitarbeiter und Funktionär, jedes Mitglied sollte mit 
jenen sieben Grundsätzen vertraut sein, auf die wir unsere 
politische Arbeit stellen. Was sie in der Hand haben, ist eine 
kleine Hilfe dazu: Auf den linken Seiten des Heftes finden sie 
zu jedem der Grundsätze die wichtigsten Stellen aus dem 
Salzburger Programm; rechts geben wir Hinweise und Bei­
spiele für den politischen Alltag. 

Wir rufen alle unsere Mitarbeiter auf, durch Ihre Arbeit für 
Österreich zu beweisen, daß wir dank unserer Grundsätze die 
besseren Antworten auf die Herausforderungen der Zukunft 
haben. 

Sixtus Lanner Alois Mock 



Unser Dazu heißt es im Salzburger Programm: 
Menschenbild 
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Die ÖVP leitet ihren politischen Gestaltungswillen aus einem 
christlich begründeten Verständnis von Mensch und Gesell­
schaft ab. (3.1.1.) 

Für die ÖVP ist der bestimmende Höchstwert ihrer Politik die 
menschliche Person, die durch ihr schöpferisches Denken, 
kritisches Bewußtsein und verantwortliches Handeln den 
unveräußerlichen Anspruch auf Freiheit und Selbstbestim­
mung besitzt. (3.1.2.) 

Die ÖVP anerkennt den über die materielle Existenz hinaus­
weisenden Sinn des Lebens. Dieser ist für uns ein wesentli­
cher Antrieb, die frei entscheidende Persönlichkeit des Mer, 
sehen zu stärken und aktiv an der Verbesserung der Lebed 
bedingungen aller Menschen mitzuwirken. (3.1.3.) 

Der Mensch kann nur in der Gemeinschaft zur vollen Entfl 
tung seiner Persönlichkeit kommen. Er hat die Verpflichtung, 
seinen Beitrag zum Gemeinwohl zu leisten. Die Gesellschaft 
ihrerseits hat die Verpflichtung, die Selbstverwirklichung des 
Menschen zu ermöglichen. (3.1.4.) 



Dem Leben 
Sinn geben 

((# 

() 
Lebensqualität 

Sozialpolitik 
der menschli­
chen Nähe 

("" ·;, Ae Umwelt 
lebenswert 

C Jhalten 

Jeder Mensch will seinem Leben Sinn geben und seine Per­
sönlichkeit entfalten . Die Politik muß dabei helfen, statt zu 

stören . Daher wehren 
wir uns gegen selbst­
herrliche Politiker, die 
alles in den Griff bekom­
men wollen. Daher be­
kämpfen wir menschen­
feindliche Erscheinun­
gen wie die Übermacht 
des Staates und das 
Überhandnehmen der 
Bürokratie. Wir wollen 
lieber eine Politik ma­
chen, die jedem Men­
schen genügend Spiel-
raum läßt. 

Alle Menschen sollen eine gesicherte Existenz haben. Aber 
der Mensch lebt nicht vom Brot allein. Zur Lebensqualität 
gehören vielmehr auch persönliche Entfaltung, schöpferi­
sche Tätigkeit und mehr Mitmenschlichkeit. 
Es gibt in unserem Land Menschen, die Not leiden. Diese Not 
müssen wir bekämpfen und den allgemeinen Wohlstandstei­
gern. Aber es darf nicht nur bei Geldleistungen bleiben. Wir 
wollen eine Sozialpolitik der menschlichen Nähe, das stär­
kere persönliche Eintreten für den Mitmenschen. So wollen 
wir, daß weniger Menschen in Horten und Heimen leben müs­
sen, sondern Pflege und Betreuung in der Familie und ande­
ren kleinen Gemeinschaften finden. Deshalb fördern wir 
auch Selbsthilfegruppen, die Hauskrankenpflege, Nachbar­
schaftshilfe und Aktionen wie „Menschliches Spital". 

Wir wollen eine lebenswerte Umwelt. Wir treten für eine Poli­
tik ein, die unsere Städte wieder lebenswerter macht und die 
Zerstörung des natürlichen Erholungsraumes verhindert. Wir 
wollen mehr Grün in die Stadt bringen und andererseits 
Dazubauen und Verbetonieren stoppen. Unsere Städte müs­
sen dank einer maßvollen Vekehrspolitik wohnlich bleiben. 
Zu unseren Zielen gehören weiter die Pflege des Ortsbilds in 
den ländlichen Gemeinden sowie die sinnvolle Gestaltung 
der Landschaft. Wir müssen neue, ,,sanfte" Energien entwik­
keln, die die Natur weitgehend schonen. Und wir sind für die 
Wiederverwertung von Altstoffen, damit die Verschwendung 
von Rohstoffen aufhört. 

3 



Freiheit 
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Dazu heißt es im Salzburger Programm: 

Im Sinne ihres Menschenbildes bekennt sich die ÖVP zur 
Entscheidungs- und Handlungsfreiheit und zur Verantwor­
tung jedes Menschen vor seinem Gewissen. (3.2.1.) 

Freiheit bedeutet für sie Freisein zur Selbstbestimmung des 
eigen~n Lebenbereichs und zur Mitbestimmung der gesell­
sclraftliohen Angelegenheiten. Totale staatliche Daseihsvor­
s0rge muß letztlich zum Untergang der Freiheit führen . Frei­
heit Ist eJne ständig gefährdete Voraussetzung sinnerfüllter 
Lebensführung. (3.2.2.) 

Der individuelle Freiheitsraum findet seine Grenzen an der 
Freiheit anderer. (3.2.3.) 

1 

Das Maß an Freiheit, das wir morgen besitzen werden, häng1 
von dem Maß an Verantwortung ab, das wir heute zu tragP~ 
bereit sind. (3.2.5.) 

Die Ausübung des Eigentumsrechtes des einzelnen muß im 
übergeordneten lr;iteresse der Allgemeinheit und Im Recht 
des Mitmenschen auf Eigentum seine Grenzen finden. Mit 
der Größenordnung, Konzentration und gesellschaftlichen 
Bedeutung des Eigentums wächst auch seine soziale Ver­
pflichtung. (4.5.4.) 

) 



Frei sein 
heißt, 
auswählen 
zu können 

Weniger 
Bürokratie 
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Eigentum 
für alle 
schaffen 
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Soziale 
Marktwirtschaft 
sichert 
die Freiheit 

Der freie Mensch muß auswählen und seine Ziele selbst 
bestimmen können. Daher wollen wir die Vielfalt auf allen 
Gebieten : Eltern und Schüler sollen selbst unter verschiede­
nen Bildungswegen wählen und nicht zum Schuleintopf 
gezwungen werden. Bei der Berufswahl soll der junge 
Mensch ein breites Angebot vorfinden. Wir müssen uns auch 
den Arzt selbst aussuchen können; er darf nicht von einem 
staatlichen Gesundheitsdienst vorgeschrieben werden. 
Staatliche Einrichtungen haben viel dazu beigetragen, unse­
ren Freiheitsraum zu sichern und den wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritt zu vergrößern. Heute droht aber der Staat 

mit einer Flut von Geset­
zen und seinem über­
mächtigen Apparat, den 
einzelnen abhängig zu 
machen. Wir wollen we­
niger Bürokratie und 
mehr Freiheit für den 
Bürger. Die staatliche 
Verwaltung ist stärker zu 
kontrollieren, unser 
Recht auf Mitsprache 
auszubauen. Formulare 

und Vorschriften müssen verständlich sein und von freundli­
chen, hilfsbereiten Beamten angewendet werden. Der Bürger 
soll wissen, wo und wann er Auskunft und Rat bekommt. 
Für uns gehört es zur Grundlage der persönlichen Entfal­
tung, daß sich alle Bürger Eigentum schaffen können: die 
eigene Wohnung, das eigene Haus, Eigentum am Betrieb 
oder an anderen Werten. Deshalb haben wir die Möglic.~keit 
des Wohnungseigentums geschaffen und wollen die Uber­
führung von Gemeindewohnungen in das Eigentum ihrer 
Mieter fördern. Deshalb wollen wir, daß der Staat die Sparge­
sinnung durch Förderung belohnt. Deshalb muß sich die 
Steuerbelastung in Grenzen halten, weil sonst der einzelne 
keine Ersparnisse anlegen, kein Eigentum erwerben, keinen 
Betrieb gründen kann. Deshalb wollen wir das Miteigentum 
der Arbeitnehmer an ihren Betrieben fördern. 
Unsere Wirtschaft soll die Voraussetzung für ein besseres 
Leben schaffen. Dazu braucht es Unternehmungsgeist, Ent­
scheidungs-, Leistungswillen und Freiheit: Bei der Wahl des 
Berufs und des Arbeitsplatzes, bei der Entscheidung des 
Unternehmers, was er erzeugt, und des Käufers, was er 
erwirbt. Wir glauben, daß die Soziale Marktwirtschaft nicht 
nur die sozialen Rechte und Leistungen, sondern auch 
unsere politische Freiheit sichert. 

5 



Gleichheit 
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Dazu heißt es im Salzburger Programm: 

Die ÖVP anerkennt die Gleichheit aller Menschen in ihrem 
Wesen und ihrer Würde. (3 .3.1.) 

Alle sollen gleiche Rechte bei g_teichen Pflichten und glei­
chen Möglichkeiten haben. Die OVP will soziale Gerechtig­
keit und soziale Sicherheit für alle. (3.3 .2.) 

Die ÖVP will jedem Staqtsbürg~r über die verfassungsmäßig 
garantierte Gleichheit vor dem Gese1z hinaus gleiche indivi­
duelle Entfaltungsmöglichkeiten und gleiche soziale Auf­
stiegschancen erkämpfen. (3.3.3 .) 

Die ÖVP ist entschlossen, die bestehenden und ständig nr- · 
auftretenden Formen der Ungleichheit, Privilegierung Li, 
Diskriminierung zu überwinden. (3.3.4.) 

überall , wo Hindernisse für die persönliehe Entwicklung v 
liegen, oder wo einesoziale-Benaohteiligung besteht, die von 
den Betroffenen nicht aus eigener Kraft Oberwunden werden 
kann, muß die Gesellschaft fördernd und ausgleichend ein­
greifen . (3.3.5,) 

Die ÖVP anerkennt die Verschiedenartigkeit der Menschen . 
Sie lehnt bevormundende und uniformierende Maßnahmen 
ab, da diese sowohl der sozialen Gerechtigkeit wie der freien 
Entfaltung der Persönlichkeit widersprechen. (3.3.6.) 



Gleiche 
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Jedes Kind soll seine Chance auf bestmögliche Bildung wah­
ren können. Wir müssen deshalb al les tun, um Benachteilig­
ten zu helfen und Begabte zu fördern. Wir wollen weniger 
Schüler pro Klasse, damit der Lehrer auf jeden einzelnen bes­
ser eingehen kann. Wir haben das Modell einer Neuen Haupt­
schule vorgeschlagen, in der es das ungerechte System der 
zwei Klassenzüge nicht mehr geben wird. Stattdessen sollen 
die Hauptschüler in kleinen Leistungsgruppen - nach Bega­
bung und persönlichen Interessen- unterrichtet werden. Der 
Übertritt in Höhere Schulen würde leichter werden ; Nachhil­
festunden wären in den meisten Fällen entbehrlich. Geistige 
und handwerkliche Fähigkeiten halten wir für gleich wertvoll. 
In unseren Schulen müßte deshalb die handwerkliche Bil­
dung ausgebaut und gefördert werden. 

Die Gemeinschaft soll dem besonders und nachhaltig helfen, 
der Hilfe braucht. Wer sich aber selbst helfen kann, soll nicht 
automatisch staatliche Leistungen empfangen. Wir sind 
nicht für staatliche Hilfen, die - wie mit der Gießkanne -
gleichmäßig über alle ausgeschüttet werden, sondern für 
eine Sozialpolitik mit Schwerpunkten: Den kleinen Gewerbe­
treibenden , den Mindestrentnern und jungen Familien zum 
Beispiel, die sich nicht in absehbarer Zeit selbst eine Woh­
nung schaffen können, wollen wir kräftiger helfen. Und Fami­
lien mit vielen Kindern sollen mehr Beihilfe und Steuerermä­
ßigung pro Kind erhalten, weil mit steigender Kinderzahl die 
Belastung viel stärker steigt. Die kinderreichen Familien dür­
fen nicht zu einer neuen Armenschicht werden . 

Gleiche Aufstiegschancen für alle Menschen - das bedeutet 
für uns auch, den Bewohnern des ländlichen Raums gleich­
wertige Entwicklungsmög lichkeiten zu bieten wie den Städ-

tern. Ebenso hat die Ge­
meinschaft die Aufgabe, 
die wirtschaftliche Be­
nachteiligung des 
Grenzlandes und der 
Bergbauerngebiete aus­
zugleichen. Wir wollen 
deshalb den Pendlern, 
den Nebenerwerbsbau­
ern, den Gemeinden im 
Grenzland und den Wirt­
schaftsbetrieben in un­
günstiger Lage gezielte 
Hilfe leisten. 

7 



Leistung 
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Dazu heißt es im Salzburger Programm: 

Die ÖVP will die Voraussetzungen für die Selbstverwirkli­
chung des Menschen dadurch verbessern, daß sie den per­
sönlichen Leistungswillen und die Initiative herausfordert. 
(3.4.1.) 

Die persönliche Leistung muß der Maßstab für Arbeitsein­
kommen, beruflichen Aufstieg und gesellschaftliche Aner­
kennung des einzelnen sein. (3.4.3.) 

Der Leistungswille ist die Grundlage menschlichen Fort­
schritts und die Voraussetzung für die Bewältigung neuer 
Gemeinschaftsaufgaben und einer wirksamen Hilfe für diA 
Schwachen. (3.4.4.) 1 , 

Das Leistungsprinzip hat Grenzen . Die Entfaltung der Per­
sönlichkeit vollzieht sich nicht nur in der zielbewußten L. 
stung , sondern auch in schöpferischer Erholung, in sinnv0,­
lem Lebensgenuß und freiem Spiel. Niemand darf einem 
seine körperlichen und seelischen Kräfte übersteigenden 
Leistungszwang ausgesetzt werden. Nur die stän dige Frage 
nach dem Sinn der Leistung kann eine Fehlentwicklung der 
Gesellschaft verhindem (3.4.5.) 

Wer zur Leistung nicht befähigt ist , hat Anspruch auf die Hilfe 
von Staat und Gesellschaft. (3.4.6.) 



Die persönliche 
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Leistung, die zur Entfaltung der Persönlichkeit, zu berufli­
chem Aufstieg und zum Aufblühen des Familienlebens führt, 
nützt nicht nur dem einzelnen Menschen, sondern auch der 
Gemeinschaft. In ihrem Interesse muß es also liegen, den 

Leistungswillen zu stär­
ken: Fleiß, Einsatz und 
Können müssen sich 
wieder lohnen. Wir wol-
len daher ein Steuersy­
stem entwickeln, das lei­
stungswillige Menschen 
nicht bestraft, sondern 
ihre Anstrengungen be­
lohnt. Aber wir denken 
nicht nur an die Beloh­
nung der Leistung im 

f Beruf: Auch die vielfälti-
1,&;.-&.IILI.._...._ __ __.__ gen ideellen Leistungen, 

welche in der Familie vor 
allem die Frau und Mutter erbringt, müssen stärker von der 
Gesellschaft anerkannt und vom Staat durch Steuerermäßi­
gungen berücksichtigt werden. 

Selbstverständlich hat die Gesellschaft allen Mitmenschen 
einen gewissen Mindestwohlstand zu sichern. Die Schwä­
cheren haben einen moralischen Anspruch auf diese Hilfe. 
Uns also muß klar sein, daß es von unser aller Leistungswillen 
abhängt, ob wir die Pensionen, die sozialen Zuschüsse und 
Beihilfen, die medizinische Betreuung und andere Soziallei­
stungen finanzieren können. 

Eltern und Schule müssen in unseren jungen Menschen Ver­
antwortungsbewußtsein, Leistungsfreude und schöpferi­
sches Tun wecken und heranbilden. In besonderem Maß gilt 
das für die Berufsbildung. Wir wollen daher ein Berufsbil­
dungswesen, das in den jungen Menschen alle Begabungen 
fördert und fordert. Dazu müssen Betrieb und Berufsschule 
zusammenwirken. Dazu brauchen wir eine bessere Berufs­
schule, die den theoretischen Unterricht enger mit der Praxis 
verbindet. 

9 



Partnerschaft Dazu heißt es im Salzburger Programm: 
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Die Österreichische Volkspartei strebt die Selbstverwirkli­
chung des Menschen in einer partnerschaftlichen Gesell­
schaft an. (2.1.) 
Sie versteht darunter eine.soziale Struktur. die gekennzeich­
net ist durch das Zusammenwirken von Personen, die In Ihrer 
Würde und Freiheit gleich geachtet, in ihren Eigenarten, 
Interessen und Funktionen aber als verschieden erkannt wer­
den. (3.5.1.) 
Die moderne arbeitsteilige .Gesellschaft Ist durch eine 
erhöhte Differenzierung und eine Vielfalt der Auffassunger 
der Interessen und der Gruppen gekennzeichnet. Wir be, 
hen diese Vielfalt ; sie ist eine der wichtigsten Voraussetzun­
gen für die schöpferische Fortentwicklung der Menschh. : 
(3.5,2.) 

Diese Vielfalt führt zwangsläufig zu Interessengegensätzen 
und Konflikt"8n. Die Partnerschaft bietet die Basis, Konflikte 
nutzbar zu machen und friedlich zu lösen. Sie fordert die 
Austragung der Konflikte in einem Geist der gegenseitigen 
Achtung , die Bereitschaft zum Gespräch und die Anerken­
nung gemeinsamer Werte oder Interessen. (3.S.3.) 
Die ÖVP bekennt sich zu einer partnerschaftlichen Bezie­
hung der Geschlechter zueinander (5.2.1.) 
Der Frau sind die gleieh:e.A Bildungs-, Berufs- und Aufstiegs­
chancen zu gewährleisten. Hiezu gehört die gleiche Entloh­
nun@ bei gleicher Leistung. (5.2.2.) 



Partner 
in der Familie ,_ 

Partner 
in der Schule 

, 
,( ,, 
Partner 
in der Wirt­
schaft 

Partnerschaft beginnt in der Familie: Mann und Frau sollen 
ihre Aufgaben als gleichberechtigte Partner untereinander 
aufteilen. Auch das Kind ist Partner: Seine Ansprüche sind 
von den Eltern zu beachten . Nicht nur die Eltern haben ein 
Recht auf ihre Kinder, auch die Kinder haben ein Recht auf 
ihre Eltern . Familie und Schule haben die Pflicht, den jungen 
Menschen zu Eigenverantwortung und Selbständigkeit zu 
führen: Dabei muß die Gemeinschaft den Eltern helfen. Des­
halb wollen wir ein monatliches Erziehungsgeld für Mütter 
oder Väter, die sich ausschließlich der Erziehung ihrer Kinder 
widmoo. Deshalb kämpfen wir für die Anrechnung von drei 
Jahren Kindererziehung bei der Bemessung der Pension. 
Deshalb setzen wir uns dafür ein, Teilzeit-Arbeitsplätze zu 
schaffen . 
Nach unserer Überzeugung ist die Familie zu fördern, wo 
immer es geht. Damlt sie ihre Aufgaben erfüllen und neue 
übernehmen kann : in der Erziehung, in der Pflege, in der 
Altenbetreuung. Daher treten wir für den Bau familiengerech­
ter Wohnungen ein; für Nachbarschaftshilfe, für Kindergär­
ten und Tagesheimschulen. Anderseits wenden wir uns ent­
schieden gegen jeden gesellschaftlichen , politischen oder 
wirtschaftlichen Druck, der die Fam ilie aufzulösen droht oder 
die Kinder früher als notwendig von den Eltern trennt. 

Eltern, Schüler und Lehrer verbindet ein gemeinsames Ziel: 
Jungen Menschen in Schule und Elternhaus eine gute Bil­
dung als Grundlage der persönlichen Entwicklung mitzuge­
ben. Daher ist alles wichtig , was die Partnerschaft in der 
Schule stärkt: Elternvereine, Schülervertreter, auf Zusam­
menarbeit eingestellte Lehrer. Damit diese Zusammenarbeit 
richtig zum Tragen kommt, brauchen wir kleinere Schulen 
und kleinere Klassen, wo Schü ler, Lehrer und Eltern ins 
Gespräch kommen können . Die Zusammenlegung von Schu­
len zu riesigen Zentren lehnen wir ab. 

In der Wirtschaft hat sich unser"Grundsatz der Partnerschaft 
durchgesetzt: Arbeiter und Angestellte, Unternehmer und 
Bauern wirken als Sozialpartner freiwillig zusammen, um 
Löhne und Preise und andere Wirtschaftsfragen zu beraten. 
Wir begrüßen die Arbeit freier und selbständiger Gewerk­
schaften. Unser Ziel ist die Partnerschaft im Betrieb. Dazu 
gehören neue Formen der Arbeitsteilung, die menschlichere 
Gestaltung der Arbeitswelt , bessere medizinische Betreuung 
am Arbeitplatz. Hier soll der Mensch mitbestimmen können­
etwa, wenn es um Fließbandarbeit, Schichtarbeit, Akkord 
und Gleitzeit geht. Als Mitarbeiter ist er verantwortlich, von 
seiner Leistung hängt der Erfolg des Unternehmens ab. 

11 
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Dazu heißt es im Salzburger Programm: 

OieÖVP bekennt sich zum Prinzip der Aufgabenteilung in der 
pa.~tnerschaftlichen Gesellschaft. Diese löst ihre Probleme 
nicht allein durch den Staat, sondern durch eine Vielfalt von 
Einrichtungen. (3.6.1.) 
Nur diese Vielfalt gewährleistet dem Menschen ein Leben in 
Freiheit. Der einzelne und kleine Gemeinschaften sollen 
befähigt werden, ihre Aufgaben eigenverantwortlich und 
dadurch lebensnah zu lösen. Sie entlasten die übergeordne­
ten Gemeinschaften und den Staat, die so ihre Kräfte für die 
Planung und Durchführung jener Aufgaben wirkungsvoller 
einsetzen können, die nur von ihnen zu bewältigen sirr 
(3 .6.2.) 

Die ÖVP vertritt den Standpunkt, daß der einzelne von d~ 
Gemeinschaft nur das fordern soll, was er aus eigener Krt . 
nicht leisten kann. (3.6.5.) 



Mehr Verant­
wortung 
und Selbsthilfe 

leistungs­
fähige 
Gemeinden 
und Länder 

Der Staat und seine zentralen Stellen drohen heute über­
mächtig zu werden: Sie ziehen immer mehr Aufgaben an 
sich, kassieren mehr Steuern, verstärken die Bürokrati e. Wir 
sind dagegen überzeugt, daß viele Aufgaben besser und billi­
ger von den kleinen Gemeinschaften erfüllt werden können. 
Dazu sollen sich die Bürger zusammentun : die Gestaltung 

. ' der Wohnanlage oder 
des Viertels, die Betreu­
ung älterer und kranker 
Menschen, die Nachbar­
schaftshilfe. Wenn Ge­
setze und Verordnungen 
diese Selbsthilfe behin­
dern, sind sie zu ändern . 
Private Unternehmen ar­
beiten oft besser und bil­
liger als öffentliche Dien­
ste - bei der Müllabfuhr 
und der Straßenreini­
gung, bei der Schnee­
räumung und der Was­
serversorgung, beim Be­

trieb von Schlachthöfen und Buslinien. 
Bei der Erziehung steht die Familie- und nicht der Staat-an 
erster Stelle. Deshalb wollen wir größere Wohnungen und 
Steuererleichterungen fü r Familien mit Kindern. Die Lehrer in 
den Schulen leiden unter einer übermäßigen Bürokratie. Hier 
muß der Staat den Eltern und Lehrern mehr Verantwortung 
überlassen. 
Wir brauchen kein staatliches Rundfunkmonopol. Der Staat 
könnte die Meinungsvielfalt fördern , indem ·er dieses Mono­
pol aufgibt. 
Die Früchte einer neuen Aufgabenteilung zugunsten der klei­
neren Gemeinschaften sind : weniger Bürokratie, sparsamere 
Verwaltung, weniger Steuern, mehr Verantwortung für den 
Bürger. 

Wir sind für Bürgernähe in der Politik. Am nächsten zum Bür­
ger ist die Gemeinde - sie muß gestärkt werden. Dazu müßte 
sie zusammen mit den Ländern durch einen gerechten 
Finanzausgleich einen größeren Teil der Steuereinnahmen 
erhalten . Wir sind dagegen, daß gewachsene und leistungs­
fähige kl einere Gemeinden zwangsweise zu künst lichen 
Großgemeinden zusammengeschlossen werden. Als über­
zeugte Förderalisten t reten wir für möglichst selbständige 
und fin anzstarke Bundesländer ein . 
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Dazu heißt es im Salzburger Programm: 

Die ÖVP will, daß immer mehr Menschen immer stärker an 
den gesellschaftlichen Vorgängen beteiligt werden, die ihr 
Leben bestimmen. Mehr Demokratie ist mehr Teilnahme von 
mehr Menschen an mehr gesellschaftlichen Entscheidun­
gen. Darin liegt die aktuelle Verwirklichung der Idee der 
Volkssouveränität. (3.7.1) 

Durch die demokratische Teilnahme werden soziale Fähig­
keiten und soziale Tugenden, die Bereitschaft zu sozialem 
Engagement und zu politischer Bildung entwickelt. Wesentli­
che Voraussetzungen der Teilnahme sind die möglichst 
umfassende freie Information über gesellschaftliche Vor­
gänge sowie die Öffentlichkeit der Entscheidungen. (3.7.~· 

In der partizipatorischen Demokratie wird kleinen Gruppen 
und Minderheiten nicht nur der Bestand gesichert, sondr 
die Möglichkeit eingeräumt, die Gesellschaft mitzubestir1;­
men und zu verbessern. (3.7.6.) 

Mitbestimmung und Mitverantwortung geben dem einzelnen 
Einfluß auf die Gestaltung seines Lebens in der Arbeitswelt 
und sind daher vor allem persönlich und direkt auszuüben. 
(4.3.3.) 

Die ÖVP tritt für ein Wahlrecht ein, das dem Wähler eine Ent­
scheidung über die Person des Mandatars und damit eine 
klare Zuteilung der Verantwortung ermöglicht. (4.10.2.) 

Da die meisten Menschen Politik vor allem auf kommunaler 
Ebene unmittelbar erfahren und erleben, soll die übersichtli­
che Einheit der Gemeinde Träger neuen d~mokratischen 
Lebens und aktiver Mitwirkung werden. Die OVP tritt daher 
für die Schaffung von Einrichtungen direkter und persönli­
cher demokratischer Mitbestimmung und Kontrolle in c 
Gemeinden ein. (4.10.9.) 



Mehr mitreden, 
mitentscheiden, 
mitbestimmen 

Mehr Bürger­
nähe 
, ·t,r Kandidaten 

Mitbestimmung 
am Arbeitsplatz 

Zu den öffentlichen Angelegenheiten sollen mehr Bürger zu 
Wort kommen und ihr Wort soll mehr gelten . Mitbestimmung 
und Mitarbeit setzen aber _gründliche Information voraus. 
Deshalb wo llen wir, daß die Amter zu Auskünften verpflichtet 
werden , daß bei Bauvorhaben die Behörden die betroffenen 
Anrainer genau unterrichten , daß öffentliche Bü rgerbespre­
chungen durchgeführt werden müssen. Die Bü rger sollen bei 
der Gestaltung ihrer Umweltmitentscheiden dü rfen ; Volks­
begehren sind ebenso wie Bürgerinitiativen auf allen Ebenen 
zu erleichtern und zu unterstützen. 

Derzeit wählen wir politische Parteien und nicht den Volks­
vertreter selbst. Der Abgeordnete - in der Gemeinde, im 
Land , im Bund - soll sich seinen Wählern persönlich verant­
wortli ch fühlen. Deshalb wollen wir das Wahlrecht so ändern , 
daß der Wähler nicht nur über Parteien, sondern auch über 
Personen entscheiden kann. Ein zweites Ziel ist, älteren und 
kranken Menschen die Ausü bung ihres Wahlrechts zu 
erleichtern : durch die Briefwahl , die in vielen Staaten zu einer 
selbstverständlichen Einrichtung geworden ist. 

Die schnelle technische und wirtschaftliche Entwicklung 
wirft laufend neue Probleme auf. Wi r sind überzeugt, daß 

diese Fragen leichter zu 
lösen sind , wenn der 

H 

Mensch am Arbeitsplatz 
die Möglichkeit der Mit­
bestimmung hat. Jeden 
Druck von oben auf die 
Partner im Betrieb leh­
nen wir ab. Wir haben 
verhindert, daß die so­
zialistischen Vorstellun­
gen eines Arbeiterkam-
merwahlrechtes , bei ! dem einem Teil der Ar-

~ beitnehmer das Recht 
zur Mitbestimmung ge­

nommen worden wäre, du rchgesetzt werden konnten. Wir 
treten nicht für die Mitbestimmung einzelner Klassen, son­
dern für die Mitbestimmung aller Menschen ein . 
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So müssen wir arbeiten 

1. Jeder unserer Mitarbeiter soll mit seiner Tätigkeit in der 
Volkspartei Freude und Erfolg haben. 
Wir handeln verantwortlich - gegenüber uns selbst und dem 
Nächsten, gegenüber anderen Gruppen und Gemeinschaf­
ten, gegenüber kommenden Generationen. 
Das entspricht unserem Menschenbild. 

2. Wir gestalten und entscheiden frei. Die Grenzen unseres Han­
delns sind dort, wo die Freiheit anderer Menschen oder das 

' ( Wohl der Gemeinschaft berührt werden. 
1 So verstehen wir die Freiheit. 

~ 3. Die Volkspartei ist eine Gemeinschaft, in der sich alle für das 
gleiche Grundziel einsetzen: Der selbständige Mensch in der 
Gemeinschaft. 
Dafür tragen wir alle Verantwortung. 

4. Wir anerkennen und belohnen Tatkraft. Wir wecken durch 
Leistungsanreize Verständnis für unsere Aufgaben und Ziele. 
Unsere Arbeit ist kein Selbstzweck, sondern dient den 
Bedürfnissen unserer Mitmenschen. 
Das ist für uns Leistung. 

5. Wir achten jeden Mitmenschen - gleich, welcher Berufs­
gruppe, welcher Bildung, welchen Alters. Das be·ginnt mit 
dem Zuhören im Gespräch. Wir lehnen eigene Vorteile auf 
Kosten anderer ab; wir schützen und verteidigen jeden Gesin-

1 
nungsfreund, auch wenn er einmal einen Fehler macht. 
Das verstehen wir unter Partnerschaft. 

{ '" 6. Wir betrauen jeden nach seinen Fähigkeiten und Möglichkei-
ten mit Aufgaben. Wir fordern nur dann Hilfe, wenn wir die 
Aufgabe selbst nicht lösen können. Wir bevormunden keinen 
Mitarbeiter und lösen die Probleme nur gemeinsam mit den 
Betroffenen. 
Das verstehen wir unter Aufgabenteilung. 

7. Wir sorgen dafür, daß jeder mitreden, mittun, mitentscheiden 
kann. Wir sind selbst zur Mitarbeit und zum Tragen von Ver­
antwortung bereit. 
So verwirklichen wir die Mitbestimmung. 



"MODELL SALZBURG 2000" WIRD IN 24 ARBEITSKREISEN ENTWICKELT 

Landeshauptmann Dr. HASLAU ER: Gesinnung größtmöglicher Offenheit gegen­
über allen neuen Fragen und alternativen 
Ideen. 

WOVON WIR AUSGEHEN MÜSSEN 
Die Welt, in der wir leben, hat in der jüngsten Vergangenheit grundlegende Verände­
rungen erfahren. Dabei sind Entwicklungen zutage getreten, die die Menscheit zu­
tiefst verunsichert und über ihre Zukunft in Sorge und Ungewißheit gestürzt haben. 
Die achtziger Jahre scheinen in besonderem Maße durch Ratlosigkeit und Pessimis­
'mus geprägt zu sein. Während aber d ie Proljeme immer gewaltiger werden, scheint 
die Fähigkeit :zu ihrer Lösung abzunehmen. 

Andererseits muß man feststellen, daß der Stellenwert politischer Programme im­
mer mehr sinkt. Man hält sie häufig für überflüssig, weil auch Gutwillige die Kluft 
wischen Theorie und Praxis als unüberbrückbar ansehen. Programmarbeit ist in 

Wahrheit aber notwendiger denn je, da Gesellschaft und Wirtschaft mittel- und lang­
fristige Perspektiven einfach brauchen. Auch unsere Politik muß auf weite Sicht an­
gelegt sein; auch unsere politische Konzeption braucht die Orientierung über Ge­
setzgebungsperioden hinaus. 

Die Gegenwart beklagt aber auch ein deutlich abnehmendes Interesse der Bürger am 
öffentlichen Geschehen, obwohl die Chancen nicht schlecht stünden, die Menschen 
wirkungsvoll in Meinungsbildung- und Entscheidungsvorgänge einzubinden. Die 
Parteien müssen sich sagen lassen, daß sie es bisher weitgehend verabsäumt haben, 
neue Wege auch mit parteipolitisch nicht gebundenen Mitbürgern zu suchen. 

WAS WIR WOLLEN 
Die Salzburger Volkspartei möchte die sich bietenden Chancen nützen und auf neuen 
Wegen wieder Interesse für die Progranimarbeit wecken. In einer intensiven Ausei­
nandersetzung mit den "Fragen von heute" wil I sie nach einer gründlichen Analyse 
ein Modell für einen längeren Zeitraum entwickeln, das die "Antworten für morgen" 

•
- zu geben vermag. . 

Zur Erarbeitung des "Modells Salzburg 2000''. lädt sie Mitbürgerinnen und Mitbür: 
ger ein, die Salzburg lieben, die bereit sind, für dieses unser Land und seine Men­

„chen initiativ zu werden. Sie wendet sich dabei bewußt auch an Salzburger, die 
~ keiner politischen Partei angehören, aber trotzdem mit heißem Herzen die Entwick­

lung unserer Gesellschaft veriolgen. "Salzburg 2000" ist eine Einladung an Men­
schen, die über Salzburg nachdenken wollen,die zuzupacken bereit sind, die den 
Mu t zu Träumen und Utopien haben und die vor allem unbequem sind. 
Wir hoffen somit auf unkonventionelle, :zukunftsweisende Problemlösungen, die in 
den Arbeitskreisen von "Salzburg 2000" erarbeitet und in den Arbeitskreisen von 
"Salzburg 2000" erarbeitet und in der Folge von der Volkspartei durchgesetzt wer­
den sollen. Größter Wert wird darauf gelegt, den Arbeitskreisen die größtmögliche 
Offenheit in Bezug auf Ideen, Methoden und Personen zuzugestehen. Allerdings 
soll auch deutlich gemacht werden, daß die Aktion insgesamt von der Volkspa'rtei 
initiiert und getragen ist. 
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WIE WIR ARBEITEN 
Das "Modell Salzburg 2000" soll ein offener Prozeß 
von Politikgestaltung sein. Es ist ein Weg der Ideen­
findung und der Sammlung von alternativen Lösungs­
vorschlägen. Das offene Gespräch soll auch und ge­
rade über die Parteigrenzen hinweg geführt werden; 
es soll ein Gespräch zwischen Wissenschaft, Kultur, 
Wirtschaft und Politik sein. 

Die 24 Arbeitskreise sind in sechs Themenblöcke 
gegliedert, die sich mit der Position des Bürgers in 
der Demokratie, mit den Lebensphasen des Men­
schen, den Gestaltungsmöglichkeiten des Lebens, 
den Fragen der Umwelt, mit Beruf und Wirtschaft 
sowie mit der sozialen Verantwortung befassen. 

In einem ersten Schritt werden die Arbeitskreise im 
jeweiligen Themenbereich den Ist-Zustand und die 
wichtigsten Probleme festzustellen haben. Dann 
geht es an die Erarbeitung von Lösungsvorschlägen, 
wobei dem Einfallsreichtum zunächst keine Gren­
zen gesetzt sein sollen. 

Als Ergebnis der Arbeiten bis zum Sommer 1982 
soll im Herbst des nächsten Jahres ein Diskussions­
entwurf "Salzburg 2000" vorgelegt werden, der 
dann mit möglichst volen Salzburgerinnen und Salz­
burgern zu diskutieren sein wird. 

Eigentümer, Herausgeber und Verleger: ÖVP Bezirks­
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Bezirksparteisekretär Wolfgang Würtinger; alle 
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Fragen von heute -
Antworten für morgen 
»Ich habe die Erarbeitung 
eines Mcxl.ells für eine 
gute Zukunft unseres 
Landes angeregt. 
Wir brauchen dazu 
Mitbürger, denen 
Salzburg am Herzen liegt!« 

~~ 
La.Icdeshauptrnann Dr, Haslauer 

Wir laden Sie ein, am 
»Modell Salzburg 2000«~ 
mitzuarbeiten. -----~ 1 Informationskupon 1 
»Mcxl.ell Salzburg 2000« 1 Ich interessiere mich! Infor- 1 

1 
mieren Sie mich näher! 

1 Name 

1 Straße 1 
1 

Plz./Ort . 

1 Auss.chnelden und einsenden an : 

1 »Mcxl.ell Salzburg 2000« 1 
Elisabethkai 60 

I 6020 Salzburg I ~------' 



Klärwärter 

Hans Stemeseder sen. ist seit dem 
Jahre 1970 unermüdlich in Sachen 
Wasser, Abwasser, Kanalbau, 
Schneeräumung, Wartung und Pflege 
der Kläranlagen sowie der Pumpwerke 
zu jeder Tages- und Nachtzeit für die 

_ ohner des Trumer Seengebietes 
unterwegs. Es muß auch erwähnt 
~ ~ en, daß er seit November 1974 
jeden Samstag, Sonn- und Feiertag 
die Kläranlage betreut. Nach meiner 
Meinung, und dies ist die Meinung 
aller, die unseren Klärwärter kennen 
und schätzen, erbringt er eine Lei­
stung, die weit über seine Entlohnung 
hinausgeht. 

Klargestellt muß werden, daß während 
der Klärwärterschulung 1973 sein 
Sohn Hans Stemeseder jun. die über­

s,~den für Schneepflugfahrten er­
Ü_ßht hat. Das Entgelt dafür betrug 
S 450,-. Dies ist nur einer der »kras-

Mißstände« (lt. Gemeinde-Kurier) 
- wie denken Sie darüber? 

Finanzielle Lage des Verbandes 

Jeder, der einigermaßen mit den wirt­
schaftlichen und technischen Proble­
men einer Seesanierung vertraut ist, 
weiß, daß die Herstellung derartiger 
Einrichtungen bei weitem die Finanz-

kraft jeder Gemeinde übersteigen. Es 
ist daher jeder Reinhalteverband auf 
Zuschüsse angewiesen. Durch meinen 
persönlichen Einsatz war es möglich, 
dieses Projekt mit seinen nahezu 
unüberwindlichen Schwierigkeiten auf 
den heutigen Stand zu bringen. 

Die guten Ratschläge kommen im 
Jahre 1981 reichlich spät. Ich hätte 
mir gewünscht, daß das nunmehr 

ausgebrochene große Interesse am 
Reinhalteverband Trumer Seen schon 
zu einem wesentlich früheren Zeit­
punkt eingesetzt hätte. Seit meiner 

19¼jährigen Tätigkeit in der Gemein­
destube war ich nie darauf angewie­
sen, daß andere Fehler machen, 
damit ich zur Geltung komme. Die 
Bürger der Gemeinde Obertrum am 
See wissen, von wem die konstruk­
tiven Vorschläge für den Aufbau der 
Gemeinde gekommen sind und 
kommen. 

Nur wer nichts tut, kann keine Fehler 
begehen! 

Euer Bürgermeister 
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